
Mitteilung zum Stand Einführung Jura-Bachelor-Abschluss (LL.B.) in Sachsen-Anhalt 

Der Landtag von Sachsen-Anhalt hat die Änderung des Juristenausbildungsgesetzes (JAG) 

beschlossen. Gemäß dem neu eingeführten § 5 Abs. 2 JAG kann das Prüfungsamt des Juristischen 
Bereichs Jura-Studierenden auf Antrag den Grad des „Bachelor of Laws“ (LL.B.) verleihen, wenn 

sie nach dem 31. März 2022 erstmals alle Voraussetzungen für die Zulassung zur staatlichen 

Pflichtfachprüfung erfüllen und die Universitäre Schwerpunktbereichsprüfung der Martin-Luther-

Universität Halle-Wittenberg bestanden haben. Dieser LL.B. ist ein weiteres Studienziel gem. § 
30 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 Hochschulgesetz Sachsen-Anhalt, so dass das Studium Rechtswissenschaft 

auch nach endgültigem Nichtbestehen der Prüfung zum Staatlichen Teil fortgesetzt werden kann, 

um die Schwerpunktbereichsprüfung abzulegen bzw. abzuschließen und damit den LL.B. noch 

zu erlangen (siehe Pressemitteilung Justizministerium 016/2026, 20.5.2026, 
https://presse.sachsen-anhalt.de/ministerium-fur-justiz-und-

verbraucherschutz/2026/05/21/neues-juristenausbildungsgesetz-attraktivitaet-der-juristischen-
ausbildung-in-sachsen-anhalt-gestaerkt). 

Das Justizministerium (MJ) ist ermächtigt worden, die Einzelheiten für die Erteilung des Bachelor-

Zeugnisses sowie zur Verleihung des LL.B.-Grades durch Rechtsverordnung zu regeln, § 9 Abs. 

1 Nr. 4 JAG. Die Fakultät steht im engen Austausch mit dem MJ, der Fachschaft und der 
Hochschule, damit Anträge auf Zeugniserteilung auch zügig bearbeitet werden können. Vor 

Verabschiedung der Rechtsverordnung durch das MJ können keine Zeugnisse erstellt werden. 

Wir bitten Sie, von Nachfragen abzusehen. Sobald wir Kenntnis zu den Detailregelungen haben, 
teilen wir diese über die Seite des Prüfungsamtes mit. 

Mit der Einführung des LL.B.-Zeugnisses wird die Attraktivität des Jura-Studiums in Halle (Saale) 

deutlich gestärkt. Wir möchten an dieser Stelle aber auch betonen, dass wir die kurze 

Rückwirkung (nur ab 1. April 2022) sehr bedauern. Noch in der Anhörung im Rechtsausschuss 

des Landtages haben wir uns gemeinsam mit der Fachschaft für eine deutlich weitere 
Rückwirkung eingesetzt (https://padoka.landtag.sachsen-
anhalt.de/files/aussch/wp8/rev/protok/rev042p8i.pdf).  

Wir können die Enttäuschung derjenigen verstehen, die auf die Bachelorzeugniserstellung gehofft 

hatten und nun wegen der begrenzten Rückwirkung ausgeschlossen sind. Das Gesetz könnte bei 

entsprechenden politischen Mehrheiten auch nachträglich noch geändert werden. Wir bitten um 

Verständnis, dass wir auf Anfragen zu möglichen Wegen einer gerichtlichen Überprüfung der 
Rückwirkung keine Auskunft erteilen können. 

 

Prof. Dr. Katja Nebe        Julia Reimers 
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